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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

In der Wintersession 2016 stand das Differenzbereinigungsverfahren zur Revision der
Quellenbesteuerung des Erwerbseinkommens an, nachdem sich zuvor beide Räte im
Grundsatz für die Gesetzesänderung ausgesprochen, inhaltlich jedoch mehrere
Differenzen geschaffen hatten. Diese betrafen insbesondere fünf Aspekte, von denen
der Nationalrat in der ersten Runde zwei bereinigte, indem er sich dem Ständerat
anschloss. So wird in Zukunft die Eidgenössische Steuerverwaltung die einzelnen
Pauschalen für den Berufskostenabzug direkt veröffentlichen und nicht wie
ursprünglich vom Nationalrat vorgeschlagen, lediglich die Methode, nach der die
Pauschalen berechnet werden können. Zudem beschloss der Nationalrat im Sinne des
Ständerats, dass es den Kantonen offengelassen werden soll, ob sie die Tarife monatlich
oder jährlich abrechnen. Längere Beratung bedurfte es hingegen bezüglich der
restlichen Differenzen. Diese betrafen erstens die Möglichkeit für die Behörden, bei
ansässigen Personen mit Bruttoerwerbseinkommen über 120‘000 Franken ähnlich wie
bei nichtansässigen Personen eine nachträgliche, ordentliche Veranlagung von Amtes
wegen vornehmen zu können. Dieser Artikel war vom Ständerat als Entgegenkommen
für die Kantone mit einer grossen Anzahl Grenzgänger – insbesondere für das Tessin –
geschaffen worden, fand jedoch im Nationalrat keinen Anklang. Da sie überdies nicht in
der Vernehmlassungsvorlage enthalten war, beschloss der Ständerat auf Vorschlag der
WAK-SR, auf diese Änderung zu verzichten. Eine zweite Differenz betraf die Höhe der
Bezugsprovision, welche die Arbeitgeber als Entschädigung für die Erhebung der Steuer
erhalten sollen. Diese wollte der Ständerat in Übereinstimmung mit dem Bundesrat bei
einem Prozent festsetzen, während der Nationalrat für eine flexiblere Lösung mit einem
Anteil zwischen 1-2 Prozent plädierte. Mit der Begründung, dass der Bundesrat
anschliessend diesen Anteil noch immer fixieren könne, schloss sich der Ständerat auch
hier dem Nationalrat an. Schliesslich wurde drittens die Frage nach der Höhe der
Pauschalabzüge bei den Gewinnungskosten von KünstlerInnen sowie SportlerInnen und
ReferentInnen behandelt. Auch hier folgte die kleine Kammer auf Vorschlag ihrer WAK
materiell dem Nationalrat und akzeptierte die Abzüge von 50 Prozent für KünstlerInnen
und 20 Prozent für SportlerInnen und ReferentInnen. Dieses Einlenken war darin
begründet, dass bereits heute verschiedene Kantone Abzüge von 50 Prozent vorsehen.
Hingegen bestand der Ständerat auf seiner geänderten Formulierung, da diese
deutlicher ausdrücke, dass es sich bei dem Betrag um einen Pauschalabzug handle und
die effektiven Gewinnungskosten anschliessend nicht mehr geltend gemacht werden
können. Der Nationalrat hatte gegen diese letzte, formelle Änderung durch den
Ständerat nichts einzuwenden und nahm die Revision schliesslich mit 191 zu 4 Stimmen
bei 2 Enthaltungen an. Der Ständerat stimmte ihr abschliessend mit 43 Ja-Stimmen
sogar einstimmig zu. In der Folge müssen – wie beide Räte betonten –  die im Rahmen
dieser Revision gefällten Entscheidungen auch in der Änderung des
Steuerharmonisierungsgesetzes (StHG) umgesetzt werden. 1
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1) AB NR, 2016; AB NR, 2016; AB NR, 2016; AB SR, 2016; AB SR, 2016
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